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Sachverhalt und AntrAge 

Mit Schreiben yarn 25. Februar 1993 hat die Prufungs-
koinrnission dern Beschwerdeführer ihre Entscheidung 
mitgeteilt, dag seine Anmeldung zur europãischen 
EignungsprQfung 1993 abgelehnt sei. Die Entscheidung 
wurde darnit begrundet, dag der BeschwerdefUhrer die 
Bedingung, bei einern zugelassenen Vertreter tàtig 
gewesen zu sein, nicht erfülle. 

In der Entscheidung wurde ausgefQhrt, dais ein Praktikuin 
unter Leitung eines Rechtsanwaltes, der gern&J 
Artikel 134 (7) EPU vor dein EPA vertretungsberechtigt 
sei, für die Zulassung zur Eignungsprufung nicht 
berQcksichtigt werden kônne. Artikel 7 (1) b) der damals 
geltenden Fassung der VEP (verOffentlicht in AB1. EPA 
1991, 79), nachstehend VEP 1991, zh1e die Praktika, die 
von der Prufungskornrnission anzuerkennen seien, 
absch1iefend auf. Es gebe daher keinen Ermessens-
spielraurn für die PrUfungskornrnission, einen Bewerber 
zuzulassen, der kein Praktikum irn Sinne von 
Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 abgelegt habe. 

In der gegen diese Entscheidung eingelegten Beschwerde 
macht der Beschwerdeführer geltend, dais die VEP 1991 

gegen das EPU verstie1en, da nach Artikel 134 (7) EPU 
auch ein Rechtsanwalt in den durch das EPO geschaffenen 
Verfahren wie ein zugelassener Vertreter, irn gleichen 
Umfang, wie er (der Rechtsanwalt) es national kOnne, 
zugelassen sei. 

Auf Dienstag, den 22. November 1994 ist eine mündliche 
Verhandlung anberaumt worden. Am 21. November 1994 hat 
ein Mitglied der Beschwerdekarnrner, bel dern es sich urn / 
einen zugelassenen Vertreter handelte, der GescMfts-
stelle mitgeteilt, dag er aus gesundheitlichen GrUnden 
nicht an der rnündlichen verhandlung teilnehrnen kOnne. 

1201.D 	 . 	. 1... 



- 2 - 	 D 0014/93 

Daraufhin hat die GescMftsstelle urn 10.32 Uhr desselben 
Tages dem Beschwerdeführer mit Telefax mitgeteilt, da1 
die zum 22. November 1994 anberaumte mOndliche 
Verhandlung aufgehoben worden sei. Zu diesem Zeitpunkt 
war der BeschwerdefQhrer aber schon mit der Eisen-bahn 
nach MQnchen unterwegs. 

Nit Schreiben vom 20. Dezernber 1994 hat der Beschwerde-
führer beantragt, Kosten, die ibm wegen der aufgehobenen 
mündlichen Verhandlung entstanden sind, zu erstatten. 

Die mündliche Verhandlung f and am 5. Juni 1996 statt. 

In semen Schriftstzen und in der mQndlichen 
Verhandlung machte der BeschwerdefUhrer im wesentlichen 
folgendes geltend: 

Die Vertretung in den durch das EPCJ geschaffenen 
Verfahren kOnne nach Artikel 134 (7) EPU wie von 
einem zugelassenen Vertreter auch von jedem 
Rechtsanwalt, der in einem Vertragsstaat zugelassen 
sei und semen GescMftssitz in diesem Staat habe, in 
dem Umfang wahrgenommen werden, in dem er in diesem 
Staat die Vertretung auf dem Gebiet des Patentwesens 
ausüben kônne. 

Die Ausbildung von Bewerbern zur Zulassung zur 
europaischen Eignungsprüfung nach Artikel 134 (8) a) 
EPU sei nun ein durch das EPU geschaffenes Verfahren, 
so dag ein durch Artikel 134 (7) EPU begUnstigter 
Rechtsanwalt auch ausbilden dQrfe, sofern er national 
dazu befugt se±. 

Man kOnne zwar unter enger Auslegung des deutschen / 
Textes annebmen, dais nur die direkte "Vertretung von 
Mandanten" als gleichzustellende Tãtigkeit yam 
Wortlaut des Artikels 134 (7) EPU gedeckt sei. Dies 
sei jedoch nicht so. Es werde dort nãmlich 
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ausdrUcklich auf die - also auf alle - vom EPII 
geschaffenen Verfahren Bezug genornrnen. Also müsse die 
Formulierung als "AusQbung des Berufes insgesamt" 
gelesen werden. Diese weite Auslegung finde ihre 
StQtze in der englischeri und franzOsischen Fassung 
des Artikeis 134 (7) EPU. Daher sei ein Rechtsanwalt 
in alien Teilaspekten der BerufsausQbung auf dent 
Gebiet des Patentwesens dent zugelassenen Vertreter 
gleichzustellen. 

Da es national sowohi für Rechtsanwãite als auch für 
Pateritanwãlte se1bstverst.ndiich sei, da:S zu den 
Rechten eines Vertreters auch die Heranbiidung neuer 
Vertreter unter Weitergabe der in der Praxis 
gewonnenen Erfahrungen gehOre, müsse folgiich em 
Rechtsanwalt auch bei der Ausbildung in vollem Umfang 
einem zugelassenen Vertreter gleichgestelit werden. 
Ware dies durch die VEP nicht so geregelt, so wurden 
sie gegen den in Artikel 134 (7) EPU verankerten 
Grundsatz der Gieichbehandlung verstoZen. 

Durch die Auslegung der VEP 1991, die die Prufungs-
kommission vornebme, seien Rechtsanwalte sogar 
schlechter gestellt ais Firinenvertreter, die ihre 
Befugnisse zur Vertretung ±hrer Arbeitgeber aus 
Artikel 133 (1) und (3) EPU ableiten. Wenn aber 
Firmenvertreter Ira Rabrnen des Artikels 7 (1) b) ii) 
und iii) der VEP 1991 Befugnisse zur Ausbildung 
Mtten, so müsse diese Regelung auch dazu führen, daf 
diese Befugnisse den Rechtsanwãlten ebenso 
zugebiiligt würden, umso rnehr, als letztere nach 
Artikel 134 (7) EPU den zugelassenen Vertretern 
gleichgestellt, also ira Urnfang ihrer Vertretungs-
rechte den Firinenvertretern grundsatzlich uberlegen 
seien. 

F 
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Es sei daher sachgexnaiS, Artikel 7 (1) b) iii) der 

VEP 1991 auf den vorliegenden Fall entsprechend 

anzuwenden. Es konne dabei nicht darauf ankorninen, da, 

die Person, unter deren unmittelbaren Aufsicht er 

(der Beschwerdeführer) sein Praktikum absolviert 

habe, nicht nur als Angestellter für einen 

Arbeitgeber, sondern für eine Vielzahl von Mandanten 

vor dern EPA ttig gewesen sei. Ferner sei diese 

Person deutscher Patentanwalt und als soicher befugt, 

Bewerber für den Beruf eines Vertreters un Patent-

wesen auszubilden. In Deutschland k(5nne diese Person 

das ausüben, was ihr jetzt für das europãische 

Verfahren abgesprochen werde, was nicht Sinn des 

Artikels 134 (7) EPU sei. Die Bedingung der Ziffer i) 

des Artikels 7 (1) b) der VEP 1991 sei daher so 

auszulegen, da1, was auf der nationalen Ebene gelte, 

auch für das EPCJ zutref fend sei. Die Tatsache, daf 

die in Artikel 134 (7) EPCI genannten Rechtsanwã.lte in 

Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 nicht berUcksichtigt 

wurden, kOnne nur ein Versãuinnis der VEP sein, denn 

es gebe keine Gründe, von einer Gleichbehandlung 

aller "Praktiker vor dem EPA" abzuweichen. 

Der Verwaltungsrat werde unter Artikel 134 (8) a) EPU 

nur bevollmãchtigt, über die Ausbildung und 

Vorbildung, also Qua1itätsmafst&be, zu befinden, 

nicht jedoch entgegen dem EPU einige Ausbilder 

willkürlich zuzulassen, andere nicht. Der 

Verwaltungsrat habe durch den Erlag der VEP 1991 das 

EPU verletzt, weil er die Voraussetzungen für die 

Zulassung zur europãischen Eignungsprufung mehr 

eingeschrankt habe, als vom Artikel 134 EPtJ 

vorgesehen sei. 

/ 

Ware er (der BeschwerdefUhrer) rechtzeitig zur 

PrUfung zugelassen warden, Mtte er nicht zweimal die 

Prüfungsgebuhr zahien inüssen. Deswegen stehe ibm die 

RUckerstattung elner Prufungsgebuhr zu. 
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Durch die kurzfristig abgesagte mundliche Verhandlung 
im November 1994 wegen Erkrankung eines Karnmer-
mitglieds seien ibm (dem BeschwerdefQhrer) unnOtige 
Reisekosten entstanden, die rUckerstattet werden 
soilten. Es sei ein Organisationsmangel der 
Beschwerdekammer in Disziplinarangelegenheiten, da 
kein geeigneter Ersatzrichter zur Verfügung gestanden 
habe. 

VII. Der Beschwerdeführer beantragte: 

Die Entscheidung der Prufungskornrnission aufzuheben 
und festzustellen, dais, sein Praktikum unter Leitung 
eines deutschen Rechtsanwalts und Patentanwalts den 
Voraussetzungen von Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 
ent sprach; 

RQckzahlung der am 24. November 1993 eingezahlten 
PrUfungsgebQhr in HOhe von 800,- DM; 

Ruckerstattung der Reisekosten vom 21. und 
22. November 1994 in Hohe von 520,10 DM; 

RUckerstattung der Beschwerdegebuhr. 

Ent scheidungsgründe 

1. 	Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 lautet wie folgt: 

"Zur europaischen EignungsprQfung kOnnen sich Bewerber 
melden, die 

/ 

auierdem nachweisen kOnnen, dais sie im Zeitpunkt der 
PrUfung 
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entweder in einem der Vertragsstaaten em 

inindestens dreiahriges Praktikum auf 

Volizeitbasis unter Leitung einer oder 

mehrerer Personen, die in der Liste gemãZ 

Artikel 134 Absatz 1 des Europischen 

PatentQbereinkommens eingetragen sind, 

abgelegt haben und daS sie whrend dieser 

Zeit als Assistent dieser Personen an einer 

Vielzahl von Thtigkeiten, die im Zusarnmenhang 

mit europaischen Patentartmeldungen und 

Patenten anfallen, beteiligt waren; 

oder mindestens drei Jahre lang auf Volizeit-

basis als Angesteilte einer natürlichen oder 

juristischen Person mit Wohnsitz oder Sitz im 

Hoheitsgebiet eines Vertragsstaates 

beschaftigt waren und für ihren Arbeitgeber 

vor dem Europaischen Patentamt gemã 

Artikel 133 Absatz 3 des Europischen 

Patentübereinkominens gehandelt haben, wobei 

sie an einer Vielzahl von Tatigkeiten, die im 

Zusarnmenhang...., beteiligt waren; 

oder mindestens drei Jahre lang auf Volizeit- 

basis als Assistent unter der unmittelbaren 

Aufsicht einer oder mehrerer Personen im 

Sinne der Ziffer ii) an einer Vielzahl von 

Ttigkeiten, die un Zusainmenhang... •1 

beteiligt waren. 

Somit muiS ein Bewerber mindestens eine dieser drei 

Bedingungen erfQllen, urn die Zulassung zur europäischen 

Eignungsprufung zu erlangen. 

2. 	Nach Auffassung des Beschwerdeführers steilt die 

Tatsache, dag Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 die 

NOglichkeit, ein Praktikum unter Leitung eines 
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Rechtsanwalts abzulegen, nicht vorsieht, einen Verstof 
gegen den in Artikel 134 (7) EPCJ verankerten Grundsatz 
der Gleichbehandlung von Rechtsanwãlten und zugelassenen 
Vertretern (Art. 134 (1) EPU) dar. Er macht daher 
geltend, dag Artikel 7 (1) b) iii) der yE? 1991 im 
vorliegenden Fall entsprechend anzuwenden sei. Dazu ist 
folgendes aus zuf Qhren: 

	

2.1 	Die in Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 genannten 
Tatigkeiten setzen natur- oder ingenieurwissen-
schaftliche Kenntnisse voraus. Deshaib rnüssen Personen, 
unter deren Leitung oder unter deren unmittelbaren 
Aufsicht ein Bewerber als Assistent an einer Vielzahl 
von soichen Tãtigkeiten beteiligt ist, ebenfalls natur-
oder ingenieurwissenschaftliche Kenntnisse besitzen, 
darnit sie in ihrer Eigenschaft als Ausbilder den 
Bewerber insbesondere mit der Ausarbeitung von 
europischen Patentarimeldungen, der Ausarbeitung von 
Erwiderungen auf Bescheide von Prufungsabteilungen des 
EPA sowie der Ausarbeitung iron Einspruchsschriften gegen 
europische Patente vertraut machen kOnnen. 

	

2.2 	Persorien, die in der Liste der zugelassenen Vertreter 
(Art. 134 (1) EPU) eingetragen sind und die europaische 
Eignungsprüfung bestanden haben, besitzen natur- oder 
ingenieurwissenschaftliche Kenntnisse, weil nach 
Artikel 7 (1) a) der VEP 1991 der Nachweis derartiger 
Kenntnisse eine Voraussetzung für die Zulassung zur 
europ.ischen Eignungsprüfung ist. Des weiteren ist davon 
auszugehen, dag praktisch alle Personen, die aufgrund 
der Sonderregelung des Artikels 163 EPU in die Liste der 
zugelassenen Vertreter eingetragen warden sind, natur-
oder ingenieurwissenschaftliche Kenntnisse besitzen. 
Ferner dQrften auch Angesteilte im Sinne des 
Artikels 7 (1) b) ii) der VEP 1991, die für ihren 
Arbeitgeber handeln, generell natur- oder ingenieur-
wissenschaftliche Kenntnisse besitzen. Dagegen besitzen 
Rechtsanwâlte die natur- oder ingeriieurwissen- 
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schaftlichen Kennt.nisse in der Regel nicht, die im 
Hinblick auf Tàtigkeiten, die im Zusammenhang mit 
europãischen Patentanrneldungen und Patenten anfallen, 
erforderlich sind. 

	

2.3 	Artikel 134 (1) EPtT bestimmt, dag die Vertretung 
natQrlicher oder juristischer Personen in den durch das 
EPU geschaffenen Verfahren irnr durch zugelassene 
Vertreter wahrgenornrnen werden kann, die in der erwãhnten 
Liste (oben Punkt 2.2) eingetragen sind. 
Artikel 134 (7) EPU statuiert eine Ausnabme von diesern 
Grundsatz, indem er festlegt, daJ, die Vertretung 
natürlicher oder juristischer Personen in den durch das 
EPU geschaffenen Verfahren wie von einem zugelassenen 
Vertreter auch von jedem Rechtsanwalt, der in einem 
Vertragsstaat zugelassen ist und semen Geschãftssitz in 
diesem Staat hat, in dern Umfang wahrgenommen werden 
kann, in dem er in diesem Staat die Vertretung auf dern 
Gebiet des Patentwesens ausüben kann. Daraus folgt aber 
njcht, daj, ein Rechtsanwalt auch auf dem Gebiet der 
Ausbildung von Bewerbern gemaZ Artikel 7 (1) b) 1) der 
VEP 1991 dieselben Befugnisse wie ein zugelassener 
Vertreter hat. 

	

2.4 	Die Liste der zugelassenen Vertreter dient dem Zweck, 
eine Ubersicht Uber besonders qualifizierte Vertreter in 
Patentsachen zu gewahren; dieser Zweck wUrde beein-
trchtigt werden, wenn Rechtsanwãlte ohne derartige 
Qualifikation in die Liste aufgenommen werden kOnnten 
(siehe "Mitteilung zu Fragen der Vertretung var dem EPA" 
[AB1. EPA 1979, 92; Punkt 4]).  Dementsprechend gelten 
die Voraussetzungen für die Eintragung in die Liste der 
zugelassenen Vertreter nach Artikel 134 (2) EPU auch für 
Rechtsanwãlte. Artikel 134 (7), Satz 2 EPtJ steht dem 
nicht entgegen. 

1201.D 	 . . . 1... 
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2.5 	Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 regelt die Ausbildung, die 
eine Person besitzen mui, urn zu der europaischen 
EignungsprUfung zugelassen zu werden. Daraus geht 
hervor, daZ zugelassene Vertreter (Art. 134 (1) EPU) 
sowie Angestelite un Sinne des Artikels 133 (3) EN) ais 
Ausbilder ttig sein konnen, daZ dagegen Rechtsanwàlte 
(die nicht in die Liste der zugelassenen Vertreter 
eingetragen sind) von der Tãtigkeit als Ausbilder 
ausgeschlossen sind. Diese Regelung ist sachgemaZ und 
ausgewogen, well sie dem tJmstand Rechnung trãgt, dais bei 
dieser Ausbildung natur- oder ingenieurwissenschaft.liche 
Kenntnisse eine zentrale Rolle spielen, die ein Rechts-
anwalt in der Regel nicht besitzt (oben Punkt 2.2). Sie 
verstOfSt auch nicht gegen Artikel 134 (7) EPU, weil der 
dort verankerte Grundsatz der Gleichbehandlung sich nur 
auf die irn EN) geschaffenen Verfahren, das heift auf die 
Verfahren vor den in Artikel 15 EN) genannten Organen, 
bezieht. Das bedeutet, dais die Ausbildung von Bewerbern 
nach Artikel 7 (1) b) der VEP 1991 kein durch das EPU 

geschaffenes Verfahren un Sinne des Artikels 134 (7) EN) 

1st. 

	

2.6 	Handein Angesteilte einer natürlichen oder juristischen 
Person gemãJ, Artikel 133 (3) EN) für ihren Arbeitgeber 
in den durch das EPU geschaffenen Verfahren, so stelit 
diese Ttigkeit in rechtlicher Hinsicht keine Vertretung 
der betreffenden Person dar, sondern elgenes Handein der 
Person durch diese Angesteliten. ]Jabei 1st davon 
auszugehen, daZ die für die natUrliche oder juristische 
Person aufgrund einer Vollmacht (Art. 133 (3) EN)) 
handeinden Angesteliten patentrechtliche und natur- oder 
ingenieurwissenschaftliche Kenntnisse besitzen, die mit 
denjenigen eines zugelassenen Vertreters vergleichbar 
sind. Es 1st daher gerechtfertigt, dais diese 
Angesteilten neben den zugelassenen Vertretern als 

Ausbilder tãtig sein kOnnen. 
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2.7 	Der Nachweis praktischer Ausbildung dient dem Zweck, nur 

soiche Bewerber zur europãischen EignungsprUfung 

zuzulassen, bei denen aufgrund ihrer Erfahrung 

angenomrnen werden kann, dag sie Aussicht haben, die 

PrQfung zu bestehen. Bei der Bewertung dieser Erfahrung 

ist eine typisierende Betrachtungsweise notwendig, da in 

zulassungsverfahren die Qualität der Ausbildung im 

Einzelfall nicht nachvollzogen werden kann. Der 

Gesetzgeber hat sich dafür entschieden, eine praktische 

Erfahrung als Zulassungsvoraussetzung dann anzuerkennen, 

wenn sie in Rahmen einer Vielzahl von Tãtigkeiten, die 

• 	im Zusarnmenhang mit europaischen Patentanmeldungen und 

Patenten anfallen, in der Kanzlei eines zugelassenen 

Vertreters oder in der Patentabteilung eines in einem 

Vertragsstaat ansãssigen Unternehmens gewonnen wird. Die 

Angemessenheit der getroffenen Regelung ergibt sich 

daraus, dag sich bei den zugelassenen Vertretern und in 

den Patentabteilungen der in den Vertragsstaaten 

ansãssigen Unternehmen die praktische Arbeit im 

Zusarnmenhang mit europischen Patentanmeldungen und 

Patenten konzentriert und daher entsprechende 

Erfahrungen am ehesten dort gewonnen werden kOnnen. Die 

Behauptung des Beschwerdeführers, dag Artikel 7 (1) b) 

der VEP 1991 gegen Artikel 134 (8) a) EPO verstoiSe, ist 

daher nicht zutref fend. 

	

2.8 	Es kann selbstverstãndlich nicht ausgeschlossen werden, 

dag auch Rechtsanwàlte im Einzelfall geeignet sein 

kOnnten, qualifizierte Kenntnisse in der Bearbeitung von 

europ.ischen Patentaruneldungen und Patenten zu 

vermittein. Bei der im zulassungsverfahren gerecht-

fertigten typisierenden Betrachtungsweise (oben 

Punkt 2.7) ist es aber nicht moglich, eine einzelne 

Ausbi1dungssttte daraufhin zu QberprUf en, ob dort ein 

prufungsgerechte Ausbildung erwartet werden kann. Die 

Karnmer kann daher der Auffassung des BeschwerdeführerS, 

dais es sachgemAZ sei, Artikel 7 (1) b) iii) der VEP 1991 

1201.D 
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auf den vorliegenden Fall entsprechend anzuwenden, nicht 
zustirnrnen. 

2.9 	Ein Patentanwalt nach nationalem Recht kann ungeachtet 
seiner fachlichen Qualifizierung und seiner Vertretungs-
befugnisse im nationalen Patentwesen nicht als "legal 
practitioner" im Sinne von Artikel 134 (7) EPU gelten 
und deswegen nicht zur Vertretung vor dem EPA zugelassen 
werden (J 19/89 [AB1. EPA 1991, 425]).  Die Auffassung 
des Beschwerdeführers, dag die Bedingung gemai 
Artikel 7 (1) b) i) der VEP 1991 so auszulegen sei, da, 
was auf der nationalen Ebene gelte, auch für das EPtTJ 
zutref fend sei, ist daher nicht zutreffend. 

Aus den vorstehenden AusfUhrungen folgt insgesamt, daf 
dem Antrag a) des Beschwerdeführers nicht stattgegeben 
werden kann. 

Eine RQckzahlung der Prufungsgebuhr im Beschwerde- 
verfahren durch die Beschwerdekarnmer in Disziplinar-
angelegenheiten ist gesetzlich nicht vorgesehen und 
daher nicht rrtOglich. Antrag b) 1st daher zurUckzuweisen. 

Im übrigen wird in der angefochtenen Entscheidung (unter 
Punkt 7) darauf hingewiesen, dag die Rückzahlung der 
PrüfungsgebQhr auf Antrag erfolgt, wenn die Entscheidung 
rechtskràftig 1st. 

Mach Artikel 10 (1) der Vorschriften in Disziplinar- 
angelegenheiten von zugelassenen Vertretern (VDV, 
veroffentlicht in AB1. EPA 1978, 91) besteht die 
Beschwerdekarmner in Disziplinarangelegenheiten aus drei 
rechtskundigen Mitgliedern des EPA und zwei zugelassenen 
Vertretern (Art. 134 (1) EPU). Mach Artikel 10 (2) der 
VDV werden die Mitglieder aus den Reihen der 
zugelassenen Vertreter einer Vorschlagsliste erxtnoinrnen, 
die der Vorstand des Instituts der beim EPA zugelassenen 
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Vertreter dern Verwaltungsrat (Art. 26 ff. EPU) 
einreicht, und vom Verwaltungsrat für einen Zeitrauxn von 
fQnf Jahren ernannt. 

Seit dem 1. Januar 1994 gehoren der Beschwerdekaxnmer in 
Disziplinarangelegenheiten sieben Mitglieder aus den 
Reihen der zugelassenen Vertreter an, nãmlich je em 
zugelassener Vertreter aus den Niederlanden, Frankreich, 
Griechenland, Gro1britannien, Italien, Schweden und der 
Schweiz (siehe Mitteilungen über die Besetzung der 
Grofen Beschwerdekammer und der Beschwerdekairimern des 

• 	 EPA [AB1. EPA 1994, 66, 73; 1995, 64, 72; 1996, 87, 
94]) . Diese Mitglieder, die nicht Bedienstete des EPA 
sind, haben ihren Wohnsitz in den betreffenden 
Vertragsstaaten und sind dort beruflich tãtig. Wegen 
dieser T&tigkeit und der geographischen Entfernung ist 
es grundsatzlich nicht mOglich, eines dieser Mitglieder 
un Hinblick auf eine mündliche Verhandlung durch em 
anderes zu ersetzen, wenn der Grund dafQr wie im 
vorliegenden Fall - in dern ein Mitglied aus den Reihen 
der zugelassenen Vertreter wegen einer plOtzlichen 
Erkrankung, d. h. aufgrund hOherer Gewalt, nicht an 
einer mündlichen Verhandlung teilnebmen konnte - erst 
einen Tag vor der rnündlichen Verhandlung bekannt 
geworden ist. 

Nach dem telefonischen Anruf des erkrankten Mitglieds am 
21. November 1994 hat die Geschã.ftsstelle der 
Beschwerdekarrirner in Disziplinarangelegenheiten dem 
BeschwerdefUhrer unverzuglich mit Telefax mitgeteilt, 
dag die zuin 22. November 1994 anberaurnte mundliche 
Verhandlung aufgehoben sel. Die Meldung ist am 
21. November 1991, urn 10.32 Uhr, in der Kanzlei des 
Beschwerdeführers eingetroffen. Der Uinstand, dag der / 
BeschwerdefQhrer in diesem Zeitpunkt bereits abgereist 
war und deshaib nicht mehr benachrichtigt werden konnte, 
ist zwar bedauerlich, kann aber nicht als die Folge 
eines Verschuldens der Beschwerdekainmer in Disziplinar- 
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angelegenheiten betrachtet werden, da diese alles in 

ihrer Macht Stehende getan hat, urn den Beschwerdeführer 

rechtzeitig Qber die Aufhebung der mOndlichen 

Verhandlung zu informieren. 

Soweit der BeschwerdefUhrer semen Antrag auf 

RQckerstatturig der Reisekosten dainit begrundet, daS es 

ein Organisationsmangel der Beschwerdekarnmer in 

Disziplinarangelegenheiten sei, dais kein geeigneter 

Ersatzrichter zur VerfUgung gestanden habe, ist darauf 

hinzuweisen, dag weder im EPU noch anderswo eine 

gesetzliche Grundlage ausfindig zu machen ist, gestQtzt 

auf die die Beschwerdekarnmer in Disziplinar -

angelegenheiten ermächtigt ware, sich mit Kiagen zu 

befassen, die gegen das EPA gerichtete Ersatzforderungen 

für angeblich im Verfahren vor dieser Kammer entstandene 

Schden betreffen (vgl. Art. 9 EPU, J 14/87 [AE1. EPA 

1988, 295] 

Aus den vorstehenden AusfUhungen folgt insgesamt, da 

dem Antrag c) nicht stattgegeben werden kann. 

5. 	Da die Beschwerde als unbegrundet zurUckzuweisen ist, 

kann die BeschwerdegebUhr nicht zuruckgezahlt werden 

(vgl. Art. 23 (4) , Satz 3 der VEP 1991) 
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Entscheiduiigsforxnel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurQckgewiesen. 

Der Antrag auf Ruckerstattung der Beschwerdegebuhr wird 

zurUckgewiesen. 

Der Antrag auf RUckzahlung der Prüfungsgebuhr wird 

zuruckgewiesen. 

Der Antrag auf Ruckerstattung der Reisekosten wird 

zuruckgewiesen. 

Die Geschãftsstellenbeamtin: 	Der Vorsitzende: 

M. Beer 

CL1, 
1201 .D 


